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Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom
27.09.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten der KlÃ¤gerin sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist der Eintritt einer Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe
streitig.

Die 1971 geborene KlÃ¤gerin war seit 2014 als Schulbegleiterin fÃ¼r ein
autistisches Kind bei der Stadt N in einem zunÃ¤chst bis 31.07.2015 und zuletzt â��
nach zweifacher VerlÃ¤ngerung â�� bis 31.07.2017 befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnis
beschÃ¤ftigt. Dabei betrug die ordentliche KÃ¼ndigungsfrist 6 Wochen zum Ende
des Vierteljahrs.

Mit AuflÃ¶sungsvertrag vom 24.02.2017 beendeten die Stadt N und die KlÃ¤gerin
auf Wunsch letzterer das ArbeitsverhÃ¤ltnis zum 28.02.2017. Die KlÃ¤gerin meldete
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sich am 06.03.2017 persÃ¶nlich arbeitssuchend und mit Wirkung zum 06.03.2017
arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld. Auf Nachfrage der Beklagten wegen des
Aufhebungsvertrags gab die KlÃ¤gerin bei Antragstellung an, das ArbeitsverhÃ¤ltnis
sei im gegenseitigen Einvernehmen beendet worden, weil sie als Erzieherin in einer
KindertagesstÃ¤tte und nicht als Schulbegleiterin am Gymnasium arbeiten wolle.
Sie habe keinen Versuch unternommen, die GrÃ¼nde fÃ¼r die Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zu beseitigen. In ihrem ErstgesprÃ¤ch mit dem
Arbeitsvermittler der Beklagten vom 13.03.2017 teilte sie mit, sie sei der Meinung,
dass es nun an der Zeit sei, dass das autistische Kind, welches sie betreue, einen
anderen Ansprechpartner erhalte. Sie wolle wieder zurÃ¼ck in den
â��klassischenâ�� Bereich ihres Berufs, nÃ¤mlich in den Kindergarten oder die
Kinderkrippe.

Mit einem ersten Sperrzeitbescheid vom 05.04.2017 teilte die Beklagte mit, es sei
im Zeitraum vom 01.03.2017 bis 23.05.2017 eine Sperrzeit eingetreten, wÃ¤hrend
derer der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruhe, weil die KlÃ¤gerin ihr
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis selbst gelÃ¶st habe. Die Sperrzeit dauere 12 Wochen
und mindere den Anspruch auf Arbeitslosengeld um 90 Tage.

Mit weiterem Sperrzeitbescheid vom 05.04.2017 teilte die Beklagte mit, auch in der
Zeit vom 24.05.2017 bis 30.05.2017 sei eine Sperrzeit eingetreten und ruhe der
Anspruch auf Arbeitslosengeld, weil die KlÃ¤gerin ihrer Pflicht zur persÃ¶nlichen
Meldung nicht rechtzeitig nachgekommen sei. Die Sperrzeit dauere eine Woche und
mindere den Anspruch auf Arbeitslosengeld um 7 Tage.

Mit Bewilligungsbescheid vom 05.04.2017 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin
Arbeitslosengeld ab 31.05.2017 bis 22.02.2018 mit einem tÃ¤glichen
Leistungsbetrag von 15,32 â�¬. FÃ¼r die Zeit vom 06.03.2017 bis 30.05.2017
stehe der KlÃ¤gerin aufgrund der Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe und der Sperrzeit bei
verspÃ¤teter Arbeitsuchendmeldung keine Leistung zu.

Gegen den Eintritt einer Sperrzeit vom 01.03.2017 bis 23.05.2017 wandte sich die
KlÃ¤gerin mit ihrem Widerspruch vom 18.04.2017 und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung
aus, aufgrund ihrer TÃ¤tigkeit als Schulbegleitung fÃ¼r ein autistisches MÃ¤dchen
sei es ihr gesundheitlich immer schlechter gegangen. Sie habe dem Arbeitgeber
versichert, solange weiterzuarbeiten, bis ein anderer Schulbegleiter gefunden
wÃ¼rde. Als dann mitgeteilt worden sei, dass zum 01.03.2017 ein neuer
Schulbegleiter komme, habe sie ihre TÃ¤tigkeit beendet. Ihr sei klar gewesen, dass
sie diese TÃ¤tigkeit beenden mÃ¼sse, um ihren Gesundheitszustand zu verbessern.
Mit dem Widerspruch legte die KlÃ¤gerin eine BestÃ¤tigung ihrer HausÃ¤rztin W
vom 13.04.2017 vor, wonach sich die KlÃ¤gerin bei ihr am 10.04.2017 vorgestellt
und glaubhaft Ã¼ber kÃ¶rperliche Beschwerden aus dem psychosomatischen
Formenkreis als Grund fÃ¼r die KÃ¼ndigung ihrer bisherigen Arbeitsstelle berichtet
habe. Ferner teilte die KlÃ¤gerin in dem unter dem 02.05.2017 ausgefÃ¼llten
Gesundheitsfragebogen der Beklagten mit, nach der 3-jÃ¤hrigen Betreuung eines
autistischen MÃ¤dchens habe sie starke Bauchschmerzen mit Durchfall bekommen.
Seit MÃ¤rz 2017 sei sie nun zu Hause und die Symptome wÃ¼rden langsam besser
werden, so dass sie sehr gerne ab September wieder in ihrem erlernten Beruf als
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Erzieherin arbeiten mÃ¶chte.

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Widerspruchsbescheid vom 18.05.2017 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung unter anderem aus, ein
wichtiger Grund sei nicht erkennbar. Aus dem vorgelegten Attest gehe nicht
zwingend hervor, dass der KlÃ¤gerin vor der Unterzeichnung des
Aufhebungsvertrags von Ã¤rztlicher Seite zur Arbeitsaufgabe geraten worden
wÃ¤re.

Die KlÃ¤gerin hat am 19.06.2017 Klage zum Sozialgericht Ulm (SG) erhoben und zu
deren BegrÃ¼ndung â�� betreffend die Sperrzeit fÃ¼r die Zeit von 01.03.2017 bis
23.05.2017 â�� vorgetragen, sie sei aus gesundheitlichen GrÃ¼nden gehalten
gewesen, den AuflÃ¶sungsvertrag herbeizufÃ¼hren. Die Schulbegleitung fÃ¼r ein
autistisches MÃ¤dchen erfordere viel Kraft und Energie. Nachdem sie bemerkt habe,
dass die Schulbegleitung sehr an ihrer Gesundheit zehre und sie keine weitere Kraft
mehr habe, habe sie ihren Arbeitgeber, die Stadtverwaltung N, im September 2016
aufgesucht und gebeten, es mÃ¶ge eine andere Kraft fÃ¼r die Schulbegleitung
gesucht werden. Aufgrund ihres groÃ�en Verantwortungsbewusstseins habe sie sich
bereit erklÃ¤rt, sich solange um das autistische MÃ¤dchen zu kÃ¼mmern, bis eine
andere Kraft gefunden werde. Sie sei gesundheitlich angeschlagen gewesen;
nachdem dies jedoch hauptsÃ¤chlich psychisch bedingt gewesen sei, sei sie in
dieser Zeit, als es ihr immer schlechter gegangen sei, nicht zum Arzt gegangen.

Im ErÃ¶rterungstermin vor dem SG vom 12.07.2018 hat die KlÃ¤gerin ergÃ¤nzt,
nachdem die Familie des Kindes, welches sie betreut habe, sich stÃ¤ndig an sie
gewandt habe, habe sie, die KlÃ¤gerin, im Laufe der Zeit Bauchschmerzen
bekommen, welche immer wieder aufgetreten seien, wenn sie die Familie getroffen
habe oder an sie habe denken mÃ¼ssen. Als die Bauchschmerzen aufgetreten
seien, habe sie gewusst, dass sie wieder in ihren Beruf als Erzieherin
zurÃ¼ckkehren wolle. Sie sei wegen der Bauchschmerzen indes nicht beim Arzt
gewesen und habe auch keine Medikamente genommen. Es habe bei der
Stadtverwaltung oder auch beim Jugendamt, soweit sie wisse, keinen
Ansprechpartner gegeben, an den sie sich wegen dieses Problems hÃ¤tte wenden
kÃ¶nnen.

Mit Urteil vom 27.09.2018 hat das SG die Klage abgewiesen. Die zuletzt nur noch
angefochtene Sperrzeit fÃ¼r den Zeitraum 01.03.2017 bis 23.05.2017 wegen
Arbeitsaufgabe sei nicht zu beanstanden. Insbesondere habe kein wichtiger Grund
fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bestanden. Denn die von der
KlÃ¤gerin vorgetragenen gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nnten im
Nachgang nicht mehr festgestellt werden, was zulasten der KlÃ¤gerin gehe. Zwar
wÃ¼rden gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen nicht grundsÃ¤tzlich im
Verantwortungsbereich der KlÃ¤gerin liegen; die KlÃ¤gerin habe aber erstmals in
ihrer WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 21.04.2017, fast 2 Monate nach dem Ende
des BeschÃ¤ftigungsbehÃ¤ltnisses, gesundheitliche GrÃ¼nde fÃ¼r die AuflÃ¶sung
desselben geltend gemacht. Zu diesem Zeitpunkt hÃ¤tte die Beklagte die
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen, aufgrund derer die KlÃ¤gerin das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis aufgelÃ¶st habe, etwa durch die Einschaltung des
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Ã¤rztlichen Dienstes, nicht mehr feststellen kÃ¶nnen. Im Ã�brigen spreche der
Vortrag der KlÃ¤gerin dafÃ¼r, dass die AuflÃ¶sung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses jedenfalls nicht alleine darauf beruht habe, dass die
KlÃ¤gerin die Fortsetzung aus gesundheitlichen GrÃ¼nden fÃ¼r nicht mehr
zumutbar erachtet habe. Auch liege ein wichtiger Grund nur vor, wenn der
Arbeitnehmer erfolglos versucht habe, die Ursachen zu beseitigen, oder wenn von
vornherein feststehe, dass ein solcher Versuch zwecklos sei. Die KlÃ¤gerin habe
sich indes nicht an ihren Arbeitgeber gewandt. Ein GesprÃ¤ch Ã¼ber das Verhalten
der Familie des autistischen MÃ¤dchens mit ihrem Vorgesetzten bzw. ihrem
Ansprechpartner bei der Stadtverwaltung wÃ¤re aber mÃ¶glich, zumutbar und nicht
von vornherein aussichtslos gewesen. UmstÃ¤nde, welche die Annahme einer
besonderen HÃ¤rte rechtfertigen kÃ¶nnten, seien weder von der KlÃ¤gerin
vorgetragen worden noch ersichtlich.

Gegen das der KlÃ¤gerin am 01.10.2018 zugestellte Urteil hat diese am 22.10.2018
Berufung beim Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg eingelegt und zu
deren BegrÃ¼ndung ihr bisheriges Vorbringen wiederholt und vertieft.

Die KlÃ¤gerin beantragt (teilweise sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 27.09.2018 aufzuheben und die Beklagte
unter AbÃ¤nderung der Bescheide der Beklagten vom 05.04.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2017 zu verurteilen, ihr auch fÃ¼r den
Zeitraum vom 06.03.2017 bis 23.05.2017 Arbeitslosengeld zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckweisen.

Der Senat hat den zustÃ¤ndigen Mitarbeiter der Stadtverwaltung N schriftlich als
Zeugen bezÃ¼glich der nÃ¤heren UmstÃ¤nde, die zum Abschluss des
AuflÃ¶sungsvertrags gefÃ¼hrt haben, vernommen und die Patientendokumentation
der W bzw. von deren Nachfolger beigezogen. BezÃ¼glich der Einzelheiten wird auf
Bl. 26/27 Senatsakte bzw. Bl. 30/32 Senatsakte verwiesen.

Im ErÃ¶rterungstermin vor dem Berichterstatter vom 07.03.2019 haben die
Beteiligten einer Entscheidung des Gerichts ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch
Urteil gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zugestimmt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und zum Vorbringen der Beteiligten wird
auf den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakte der Beklagten sowie der
Prozessakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG statthafte und nach Â§ 151 Abs. 1 SGG form-
und fristgerechte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin, Ã¼ber
die der Senat aufgrund des EinverstÃ¤ndnisses der Beteiligten gemÃ¤Ã� Â§ 124
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Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheidet, ist
unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist â�� wie bereits das SG zutreffend ausgefÃ¼hrt hat
â�� nicht nur der Sperrzeitbescheid vom 05.04.2017 (Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe),
sondern auch der Bewilligungsbescheid vom selben Tag, soweit darin fÃ¼r den
Zeitraum vom 06.03.2017 bis 23.05.2017 keine Leistungen bewilligt worden sind,
beide in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18.05.2017. Denn diese
Bescheide stellen hinsichtlich der in Rede stehenden Sperrzeit eine einheitliche
rechtliche Regelung dar (vgl. BSG, Urteil vom 09.02.2006, B 7a/7 AL 48/04 R,
juris).Â 

Die Beklagte hat die in Rede stehende Sperrzeit in nicht zu beanstandender Weise
festgesetzt, so dass der Anspruch auf Arbeitslosengeld wÃ¤hrend ihrer Dauer ruhte
und dementsprechend ein Anspruch auf Arbeitslosengeld im
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum ausschied. Das SG hat die Voraussetzungen fÃ¼r
den Bezug von Arbeitslosengeld und fÃ¼r den Eintritt einer Sperrzeit wegen
Arbeitsaufgabe zutreffend dargestellt und gleichfalls zu Recht fÃ¼r den hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum das Ruhen des Arbeitslosengeld-Anspruchs
wegen des Eintritts einer Sperrzeit bei Arbeitsaufgabe festgestellt und insbesondere
das Vorliegen eines wichtigen Grundes auf Seiten der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
AuflÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses zu Recht verneint. Es hat dementsprechend
zu Recht die auf die Aufhebung des Sperrzeitbescheids vom 05.04.2017 und die
dementsprechende AbÃ¤nderung des Bewilligungsbescheids vom selben Tag, beide
in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 18.05.2017, gerichtete kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage im Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG
abgewiesen. Der Senat weist die Berufung aus den GrÃ¼nden der angefochtenen
Entscheidung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und sieht insoweit gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.
2 SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Lediglich ergÃ¤nzend ist klarzustellen, dass das Vorbringen der KlÃ¤gerin im
Berufungsverfahren und insbesondere die dort vorgenommenen Beweiserhebungen
keine abweichende Beurteilung rechtfertigen.

Vielmehr lÃ¤sst sich auch der zeugenschaftlichen Aussage des Hauptamtsleiters der
Stadtverwaltung N vom 08.01.2019 kein anderer Grund der KlÃ¤gerin fÃ¼r den
AuflÃ¶sungsvertrag entnehmen, als derjenige, wieder als Erzieherin im erlernten
Beruf tÃ¤tig sein zu wollen. Sowohl im Zuge einer erstmaligen Besprechung Ã¼ber
eine vorzeitige Beendigung im Dezember 2016 wie auch bei der Unterzeichnung
des AuflÃ¶sungsvertrags hat die KlÃ¤gerin als Motiv ausschlieÃ�lich den Wunsch,
wieder im Bereich des Kindergartenwesens tÃ¤tig zu sein, genannt, so der Zeuge.
Gesundheitliche GrÃ¼nde hat die KlÃ¤gerin danach noch nicht einmal am Rande
erwÃ¤hnt. Dies deckt sich mit den Angaben der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der
Beklagten zur BegrÃ¼ndung des AuflÃ¶sungsvertrags am 06.03.2017, wie auch mit
ihren Angaben gegenÃ¼ber dem zustÃ¤ndigen Arbeitsvermittler im
BeratungsgesprÃ¤ch vom 13.03.2017.

Auch die Patientendokumentation der W und deren Nachfolger lÃ¤sst keine, der
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KlÃ¤gerin gÃ¼nstigere, Beurteilung zu. So hat sich die KlÃ¤gerin nach Ã¼ber einem
Jahr erstmals wieder am 10.04.2017 bei W vorgestellt, um bei dieser nach einem
Attest im Hinblick auf die Aufgabe ihrer Arbeitsstelle nachzufragen. Behandlungen,
insbesondere wegen Magen- oder Bauchproblemen als dem von der KlÃ¤gerin
behaupteten zentralen Symptomen ihrer gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen
finden sich erstmalig im Juni 2017, d.h. knapp 3 Monate nach Aufgabe der
TÃ¤tigkeit als Schulbegleiterin, und tauchen dann trotz Aufgabe der angeblich
ursÃ¤chlichen TÃ¤tigkeit als Schulbegleiterin neuerlich im Juli 2017 und im Juli 2018
auf. ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten liegen im hier interessierenden Zeitraum vor der
Unterzeichnung des AuflÃ¶sungsvertrags Ã¼berhaupt keine vor.

Damit bestÃ¤tigen die im Berufungsverfahren durchgefÃ¼hrten Ermittlungen die
bereits vom SG wohlbegrÃ¼ndete Beurteilung, wonach eine Erkrankung, die einen
wichtigen Grund fÃ¼r eine Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses zum
Zeitpunkt 28.02.2017 darstellen kÃ¶nnte, noch nicht einmal im Ansatz
nachgewiesen ist. Die 2 Monate spÃ¤ter ausgestellte BestÃ¤tigung von W besitzt
wenig Aussagekraft, nachdem diese weder eine Diagnose noch einen Befund
enthÃ¤lt und lediglich die von der KlÃ¤gerin behaupteten, nicht nÃ¤her
spezifizierten â��kÃ¶rperlichen Beschwerden im psychosomatischen
Formenkreisâ�� als glaubhaft wiedergibt. Die Patientendokumentation wiederum
spricht viel eher gegen eine relevante Erkrankung im Vorfeld des
AuflÃ¶sungsvertrags, nachdem sich in einem Zeitraum von nahezu 12 Monaten vor
diesem Zeitpunkt keinerlei Eintragungen zu den behaupteten Symptomen der
beruflichen Ã�berforderung, geschweige denn Eintragungen von
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten, finden, Bauch- und Magenbeschwerden vielmehr
erstmals deutlich nach Beendigung der TÃ¤tigkeit und bis zum heutigen Tage
dokumentiert sind. Andererseits lassen, wie oben dargelegt, die Ã�uÃ�erungen der
KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber den Mitarbeitern der Beklagten, zeitnah zur Stellung des
Arbeitslosengeldantrags, wie auch gegenÃ¼ber ihrem damaligen Arbeitgeber kaum
einen anderen Schluss zu, als dass die RÃ¼ckkehr in den erlernten Beruf als
KindererzieherinÂ â�� und nicht etwa eine gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung durch
die TÃ¤tigkeit als Schulbegleiterin â�� die maÃ�gebliche Motivation der KlÃ¤gerin
fÃ¼r den Abschluss des Aufhebungsvertrags vom 24.02.2017 war.

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 05.09.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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